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§ 13 des Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der Deutschen Volkspolizei 
vom 11. 6. 1968 (GBl. I S. 232).

§109

Zuständigkeit zur Anordnung

(1) Die Anordnung von Beschlagnahmen und Durchsuchungen steht 
dem Staatsanwalt, bei Gefahr im Verzüge auch den Untersuchungsorga­
nen zu. Im gerichtlichen Verfahren werden Beschlagnahmen vom Gericht 
ausgesprochen.

(2) Die Durchsuchung eines Verhafteten oder vorläufig Festgenomme­
nen und der von diesem mitgeführten Gegenstände kann ohne Anord­
nung des Staatsanwalts vorgenommen werden und bedarf keiner richter­
lichen Bestätigung.

Durchführung der Beschlagnahme und Durchsuchung

§110

(1) Die Durchführung der Beschlagnahme und Durchsuchung ist Auf­
gabe der Untersuchungsorgane. Diese sind verpflichtet, dem Betroffenen 
die Verfügung oder den Beschluß, durch den die Beschlagnahme oder 
Durchsuchung angeordnet wird, vorzuweisen. Ist die Durchsuchung zur 
Ergreifung einer auf frischer Tat betroffenen oder verfolgten verdächtigen 
Person oder zur sofortigen Feststellung oder Sicherung von Spuren oder 
Beweisen, deren Verlust ansonsten zu befürchten ist, erforderlich, kann 
die Anordnung nachträglich vorgewiesen werden. In den Fällen einer 
Durchsuchung nach § 108 Absatz 3 ist darüber hinaus der Zweck der 
Durchsuchung vor deren Beginn bekanntzugeben.

(2) Die Untersuchungsorgane sind verpflichtet, alle zur Sicherung der 
Beschlagnahme erforderlichen Maßnahmen zu treffen und ein Protokoll 
mit einem Verzeichnis der beschlagnahmten Gegenstände aufzunehmen. 
Dem Betroffenen ist ein Verzeichnis der beschlagnahmten Gegenstände 
zu geben, sofern dadurch der Zweck der Untersuchung nicht gefährdet 
wird.

(3) Wer einen der Beschlagnahme unterliegenden Gegenstand in Ge­
wahrsam hat, ist verpflichtet, ihn auf Verlangen herauszugeben. Kommt 
er dieser Pflicht nach und ist damit der Zweck der Durchsuchung erfüllt, 
ist von einer Durchsuchung abzusehen.

§111

(1) Die Beschlagnahme einer beweglichen Sache wird dadurch voll­
zogen, daß sie in Verwahrung genommen oder gegenüber dem, der sie 
in Gewahrsam hat, für beschlagnahmt erklärt wird. Wird die Sache 
nicht in Verwahrung genommen, ist die Beschlagnahme durch Siegel 
kenntlich zu machen. Ebenso ist mit freiwillig herausgegebenen Gegen­
ständen zu verfahren.


